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Bauleitplanung der Gemeinde Rockenberg
Bebauungsplan Nr. 12 „Burgweg“, 1.Änderung
hier: Inkrafttreten des Bebauungsplans gem. § 10 (3) BauGB
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rockenberg hat in ihrer Sitzung am
24.08.2026 den Bebauungsplan Nr. 12 „Burgweg“, 1.Änderung gem. § 10 BauGB
als Satzung beschlossen und die Begründung gebilligt.
Der Satzungsbeschluss wird hiermit ortsüblich bekannt gemacht. Gem. § 10 (3)
BauGB tritt der Bebauungsplan Nr. 12 „Burgweg“, 1. Änderung mit dieser Be-
kanntmachung in Kraft.
hier: Veranlassung und Ziele
Die Gemeinde Rockenberg hat im Jahr 2021 den Bebauungsplan Nr. 12 „Burg-
weg“ als Satzung beschlossen. Mit dem Bebauungsplan wird die Sicherstellung
einer geordneten baulichen Entwicklung und zur Deckung des Bedarfs an Insti-
tutionen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Nutzungen sowie
an Einrichtungen zur Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen umgesetzt.
Nach Baurechtschaffung wurde seitens der Gemeinde Rockenberg sowohl die
Umsetzung der Erschließung als auch die Vermarktung der Flächen gestartet.
Mittlerweile ist die Straßenverkehrsfläche ausgebaut und für die unterschiedli-
chen Nutzungen wurden zum Teil bereits Baugenehmigungen eingereicht. In-
zwischen zeigt sich die ursprünglichen Festsetzungen insbesondere in Hinblick
auf die Gebäudehöhen und den gestalterischen Maßnahmen als nicht praktika-
bel in der Umsetzung ist. Die 1. Änderung dient dazu, dem Bedürfnis gerecht zu
werden zu können und mehr Flexibilität bei der Planung der Baugrundstücke
zu ermöglichen. Es besteht also ein gemeindliches Planungserfordernis für eine
nachhaltige städtebauliche Entwicklung i.S.d. § 1 (3) BauGB ermöglicht. Um das
Baurecht zu schaffen, ist die 1.Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 „Burgweg“
erforderlich.
Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung umfasst eine Fläche von ca.
5,85 ha uns beinhaltet in der Gemarkung Rockenberg die folgenden Flurstücke:
Flur 10: Flurstücke 42/1 (tlw.), 44 (tlw.), 81/1, 81/2, 82/1, 83/1, 84/1, 85/1, 86/1,
87/1, 88, 89.
Das Bebauungsplangebiet liegt zwischen den Ortsteilen Rockenberg und Op-
pershofen am östlichen Rand der L 3134 „Bad Nauheimer Straße“.
Der Planbereich ist in der nachstehenden Übersichtskarte dargestellt.

Abb. 1: Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 12 „Burgweg“, 1.Änderung.
Da durch die 1.Änderung des Bebauungsplans die Grundzüge der Planung nicht
berührt werden und die Voraussetzungen des § 13 (1) BauGB vorliegen, wird die
1. Änderung des Bebauungsplans im vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB
durchgeführt.
Gemäß § 13 (2) BauGB kann imvereinfachten Verfahrenvon der frühzeitigen Un-
terrichtung und Erörterung nach §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB abgesehenwerden. Die
Beteiligung der Öffentlichkeit kann gem. § 13 (2) Nr. 2 BauGB durch Veröffent-
lichung im Internet nach § 3 (2) BauGB erfolgen. Die Beteiligung der Behörden
und sonstigen Träger öffentlicher Belange kann gem. § 13 (2) Nr. 3 BauGB nach §
4 (2) BauGB durchgeführt werden.
Weiterhin kann gemäß § 13 (3) BauGB von einer Umweltprüfung nach § 2 (4)
BauGB, der Erstellung eines Umweltberichts nach § 2a BauGB, von der Angabe
nach § 3 (2) S. (4) BauGB, welcheArten umweltbezogener Informationen verfüg-
bar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6 a (1) und § 10a
(1) BauGB abgesehenwerden. § 4 c BauGB ist nicht anzuwenden.
hier: Einsichtnahme und Hinweise:
Die Planunterlagen zu dem oben genannten Bauleitplanverfahren liegt im Rat-
haus der Gemeinde Rockenberg, Obergasse 12, 35519 Rockenberg, Zimmer 3,
während der Dienststunden, sowie nach Vereinbarung für jede/n zur Einsicht
öffentlich aus.

Montag 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr
Dienstag 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 15:00 Uhr bis 18:00 Uhr
Mittwoch 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr
Donnerstag 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr
Freitag 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr

Die Unterlagen zur Bauleitplanung können auch auf der Homepage der Gemein-
de Rockenberg unter folgendem https://www.rockenberg.de/bekanntmachungen
eingesehen und heruntergeladen werden. Ein entsprechender Verweis auf die-
se Seite erfolgt darüber hinaus im zentralen Internetportal des Landes Hessens
unter https://bauleitplanung.hessen.de/bebauungsplaene-in-hessen-a-z/p-r.
Gem. § 215 (1) BauGBwerden unbeachtlich
– eine nach § 214 (1) S. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,
– eine unter Berücksichtigung des § 214 (2) BauGB beachtliche Verletzung der
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und
– nach § 214 (3) S. 2 BauGB beachtliche Mängel desAbwägungsvorgangs,
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennut-
zungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darle-
gung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden
sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 (2a) BauGB beachtlich
sind.
Gem. § 44 (5) BauGBwird darauf hingewiesen, dass der Entschädigungsberech-
tigte nach § 44 (3) BauGB Entschädigung verlangen kann, wenn die in den §§
39 – 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die
Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Ent-
schädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Nach § 44
(4) BauGB erlischt der Entschädigungsanspruch, wenn nicht innerhalb von drei
Jahren nachAblauf des Kalenderjahres, in dem die o. g. Vermögensnachteile ein-
getreten sind, die Fälligkeit desAnspruchs herbeigeführt wird.

Rockenberg, den 04.09.2026
DER GEMEINDEVORSTAND
DER GEMEINDE ROCKENBERG
Olga Schneider
Bürgermeisterin

Vollsperrung im Kreuzungsbereich Frankfurter Straße /
Bahnhofstraße / Kleine Burggasse in 61206 Wöllstadt

am 13.09.2026
Das Internationale Straßenfest inWöllstadt, veranstaltet vomGesang-
verein gegr. 1839 „Concordia“ e. V. sowie vomWein- und Kulturverein
Wöllstadt e. V., findet am 13.09.2026 statt. Aus diesemGrundwird der
Kreuzungsbereich Frankfurter Straße (zwischen den Hausnummern
30 und 36a) / Bahnhofstraße (zwischen den Hausnummern 2 und 4)
/ Kleine Burggasse, in Nieder-Wöllstadt am 13.09.2026 in der Zeit von
06:00 Uhr bis 21:00 Uhr voll gesperrt. Die Umleitung des Verkehrs ist
entsprechend ausgeschildert und erfolgt über die Eisenbahnstraße
und die Lindenstraße.
Während der Vollsperrung entfällt die Bushaltestelle „Evangelische
Kirche“ in der Frankfurter Straße. Die Fahrgäste werden gebeten, die
Haltestelle „Bahnhof“ in der Eisenbahnstraße zu nutzen.
Vielen Dank für Ihr Verständnis.
Wöllstadt, den 01.09.2026
gez. Markus Schütz
Bürgermeister

Anlässlich des Betriebsausflugs am 11.09.2026 bleiben folgende ge-
meindliche Einrichtungen ganztägig geschlossen:
• das Rathaus in Nieder-Wöllstadt,
• das Bürgerbüro, Frankfurter Straße 33, in Nieder-Wöllstadt,
• das Bauamt in Ober-Wöllstadt,
• die Kindertagesstätte „Abenteuerland“ in Nieder-Wöllstadt,
• die Kindertagesstätte „Wichtelburg“ in Ober-Wöllstadt sowie
• der Bauhof in Nieder-Wöllstadt.

Darüber hinaus bleiben die genannten Einrichtungen am 17.09.2026
aufgrund einer Personalversammlung ab 15:00 Uhr geschlossen.
Wir bitten um Ihr Verständnis.
gez. Markus Schütz
Bürgermeister

Das Regierungspräsidium Darmstadt hat in seiner Funktion als zuständige Anhö-
rungsbehörde ebeten, folgenden Bekanntmachungstext zu veröffentlichen:

AMTLICHE BEKANNTMACHUNG
Planfeststellung gemäß §§ 17 ff. Bundesfernstraßengesetz (FStrG) und § 33 Hes-
sisches Straßengesetz (HStrG) i. V. m. §§ 72 ff. Hessisches Verwaltungsverfah-
rensgesetz (HVwVfG) für das Vorhaben „Neubau eines einseitigen, kombinierten
Rad-/Gehweges zwischen Friedberg (B3) und Friedberg/Dorheim (zwischen NK
5618 036 und 5618 026, Str.-km 0+090 bis 1+425) über die Gemarkung Schwal-
heim (Bad Nauheim) einschließlich notwendiger Folgemaßnahmen und land-
schaftspflegerischer Kompensationsmaßnahmen sowie einer trassenfernen
Ökokontomaßnahme in der Gemarkung Dauernheim (Entwicklung von Feucht-
grünlandflächen in der Niddaaue)“;
Anhörungsverfahren
Hessen Mobil – Straßen- und Verkehrsmanagement - hat gemäß §§ 17 ff. FStrG und §
33 HStrG die Planfeststellung für die Errichtung eines Rad- und Gehweges zwischen
Friedberg und dem Friedberger Stadtteil Dorheim beantragt.
Bei der vorgesehenen Maßnahme handelt es sich um dieAnlage eines einseitigen, in
beide Richtungen zu befahrenden, kombinierten Rad-/ Gehweges entlang der süd-
lichen Straßenseite der B 455 und der L 3351 zwischen den Netzknoten 5618 036
und 5618 026 von Friedberg nach Dorheim über die Gemarkung Schwalheim (Bad
Nauheim). Der Baubeginn (Str.-km 0+090) liegt ca. 110 m östlich des Knotenpunktes
B 455 / Gießener Straße / Frankfurter Landstraße in der Stadt Friedberg. Das Ende
der Baumaßnahme (Str.-km 1+425) liegt an der L 3351 am Ortsanfang des
Friedberger Stadtteils Dorheim.
Beide Ortschaften (Friedberg und Bad Nauheim) gehören demWetteraukreis an. Die
Ausbaustrecke umfasst etwa 1,730 km und liegt für den Teil entlang der B 455 in
der Baulast des Bundes, für den Teil entlang der L 3351 in der Baulast des Landes
Hessen.
Die Planung ist in der Radwegerahmenplanung der hessischen Straßenbau- und Ver-
kehrsverwaltung sowie dem Regionalen Flächennutzungsplan 2010 –RegFNP– ent-
halten und soll eine Lücke zwischen Friedberg und dem Stadtteil Dorheim im be-
stehenden Rad-/ Gehwegenetz schließen.
Als Folgemaßnahmen müssen vorhandene Straßenentwässerungseinrichtungen
baulich angepasst bzw. abschnittsweise durch Versickerungsmulden ersetzt werden.
Ein bereits vorhandenerAbschnitt eines Wirtschaftswegeswurde in die Streckenfüh-
rung integriert und soll künftig als kombinierter Rad-/Wirtschaftsweg genutzt wer-
den. Im Bereich ab der OVAG-Einmündung bis nach dem Überführungsbauwerk der
DB ist der Bau einer Distanzschutzplanke vorgesehen und am Ortseingang von Dor-
heim soll eine Querungshilfe mit Fahrbahnteiler hergestellt werden. Zudem ist eine
geringeAnpassung am vorhandenen Überführungsbauwerk der DB notwendig. Eine
Änderung der Straßennetzgestaltung findet hinsichtlich der Widmung/Umstufung/
Einziehung nicht statt.
Die vorliegenden Planunterlagen enthalten im allgemeinen und technischen Teil
insbesondere einen Erläuterungsbericht zum Vorhaben, Übersichts- und Lagepläne,
ein Regelungsverzeichnis sowiewassertechnische und umweltfachliche Pläne.
Eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach § 5
i. V. m. § 7 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) und § 33 Abs. 3
S. 3 HStrG besteht nicht.
Die Feststellungwird auf der Homepage des Staatsanzeigers des Landes Hessen der
Öffentlichkeit bekannt gegeben.

Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen werden Grundstücke in den Gemarkungen Friedberg, Dorheim
(Friedberg) und Schwalheim (Bad Nauheim) beansprucht. Eine trassenferne Öko-
kontomaßnahmewird in der Gemarkung Dauernheim (Ranstadt) umgesetzt.
ZurAnhörung der Öffentlichkeit liegen die zur Planfeststellung eingereichten Unter-
lagen (Zeichnungen und Erläuterungen) in der Zeit vom
7. September 2026 bis einschließlich 6. Oktober 2026
beim Magistrat der Stadt Bad Nauheim (Rathaus, Parkstraße 36-38, 61231 Bad Nau-
heim), 2. OG, Atrium, Auslegungstisch auf Höhe des Zimmers 2.19, während der
Dienststunden montags, dienstags und donnerstags von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr,
mittwochs von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr und freitags von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr sowie
beim Magistrat der Stadt Friedberg (Amt für Stadtentwicklung, Liegenschaften und
Rechtswesen, Große Klostergasse 6, 61169 Friedberg/Hessen), 1. OG, Zimmer-Nr. 17
während der Dienststunden dienstags und donnerstags von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr
und nach Terminvereinbarung montags von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr, dienstags von
14.00 Uhr bis 18.00 Uhr, donnerstags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr und freitags von
8.00 Uhr bis 12.00 Uhr zur allgemeinen Einsichtnahme aus.
Zur Einsichtnahme ist für Friedberg für bestimmte Zeiten eine Termin-
vereinbarung unter der Telefonnr. 06031 88-224, -225, -227 oder unter
stadtplanung@friedberg-hessen.de erforderlich.
Ergänzend dazu können die Planunterlagen in der Zeit vom 7. September 2026 bis
einschließlich 6. Oktober 2026 auf der Homepage des Regierungspräsidiums Darm-
stadt (https://rpdarmstadt.hessen.de, Rubrik: „Menü→ Veröffentlichungen und Digi-
tales → Öffentliche Bekanntmachungen → Verkehr → Straßen“) eingesehen werden,
maßgeblich ist jedoch der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen (§ 27aAbs.
1 HVwVfG).
1.Alle, deren Belange durch das Vorhaben berührt werden, können bis spätestens
zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum 20. Oktober 2026
(maßgeblich ist der Tag des Eingangs der Einwendung, nicht das Datum des Post-
stempels), beim Regierungspräsidium Darmstadt (Anhörungsbehörde), Dezernat
III 33.1, Wilhelminenstraße 1-3, 64283 Darmstadt (Postanschrift: Regierungs-
präsidium Darmstadt, 64278 Darmstadt) oder bei den Städten Bad Nauheim oder
Friedberg (Wetteraukreis) Einwendungen gegen den Plan schriftlich oder zur Nie-
derschrift erheben. Für die Erklärung zur Niederschrift ist eine vorherige telefoni-
sche Terminvereinbarung bei der Stadt Friedberg unter der Telefonnummer 06031
88-224, -225, -227 oder unter stadtplanung@friedberg-hessen.de oder dem Regie-
rungspräsidium Darmstadt unter der Telefonnummer 06151 12-5563 erforderlich.
Einwendungen in Textform sind ebenfalls möglich (§ 3a Abs. 4 HVwVfG i. V. m.
§ 126b BGB). Die Übersendung soll im PDF-Format im Anhang zu einer E-Mail
[Adresse: poststelle@rpda.hessen.de / max. 25 MB / Betreff: „Planfeststellung –
RGW zwischen Friedberg (B3) und Friedberg/Dorheim“] erfolgen. Für eine elek-
tronische Übermittlung kann auch das elektronische Behördenpostfach genutzt
werden.
Vereinigungen im Sinne des § 73 Abs. 4 S. 5 HVwVfG können ebenfalls innerhalb
dieser Frist eine Stellungnahme abgeben.

2. Die Einwendung muss den Namen und die Anschrift der Einwenderin bzw. des
Einwenders lesbar enthalten und den geltend gemachten Belang sowie das Maß
der befürchteten Beeinträchtigungen erkennen lassen.
NachAblauf der oben genannten Frist sind für die Dauer des Verwaltungsverfah-
rens alleÄußerungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen
Titeln beruhen (§ 73 Abs. 4 Satz 3 HVwVfG i. V. m. § 7 Abs. 4 und § 1 Abs. 1 Nr. 1
des Umweltrechtsbehelfsgesetzes).
Diese Rechtsfolge gilt auch für Stellungnahmen der Vereinigungen im Sinne des §
73Abs. 4 Satz 5 HVwVfG.
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unter-
zeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden
(gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite
eine Unterzeichnerin oder ein Unterzeichner mit ihrem bzw. seinem Namen, Be-
ruf und Anschrift als Vertreterin bzw. Vertreter der übrigen Unterzeichnerinnen

und Unterzeichner zu benennen. Andernfalls können diese Einwendungen unbe-
rücksichtigt bleiben.
Es wird darauf hingewiesen, dass die im Zuge einer ggf. durchgeführten frühen
Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 25 Abs. 3 HVwVfG eingereichten Äußerungen
für das Anhörungsverfahren keine Geltung entfalten, sondern erneut vorgebracht
werden müssen.

3. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der Vereini-
gungen nach § 73Abs. 4 Satz 5 HVwVfG von derAuslegung des Plans.

4. Nach Ablauf der Einwendungsfrist kann die Anhörungsbehörde von einer Erörte-
rung der rechtzeitig erhobenen Stellungnahmen und Einwendungen absehen (§
73Abs. 6 HVwVfG).
Die Erörterung kann auf bestimmte Einwender und Behörden und auf bestimmte
entscheidungserhebliche Einwendungen sowie Stellungnahmen und Gutachten
von Behörden und Sachverständigen beschränkt werden. Soweit eine Erörterung
nur mit bestimmten Einwendern und Behörden erfolgen soll, werden diese min-
destens eine Wochevorher schriftlich benachrichtigt. Im Übrigenwird der Termin
der Erörterung mindestens eine Woche vorher ortsüblich bekannt gemacht (§ 73
Abs. 6 S. 3 bis 5 HVwVfG). Ferner werden diejenigen, die rechtzeitig Einwendun-
gen erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendungen der Vertreter, von
dem Termin gesondert benachrichtigt (§ 17 HVwVfG). Sind mehr als 50 Benach-
richtigungen vorzunehmen, so können diese durch öffentliche Bekanntmachung
ersetzt werden.
Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung
ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhö-
rungsbehörde zu geben ist. BeiAusbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungs-
termin kann auch ohne ihn verhandelt werden. Das Anhörungsverfahren ist mit
Abschluss des Erörterungstermins beendet.
Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich.

5. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen und
Stellungnahmen, Teilnahme am Erörterungstermin oder durch Vertreterbestel-
lung entstehende Kostenwerden nicht erstattet.

6. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem
Grunde nach zu entscheiden ist,werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern
in einem gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt.

7. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhö-
rungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde (Hessisches Ministerium
für Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum) entschieden.
Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an diejenigen, die
Einwendungen erhoben oder eine Stellungnahme abgegeben haben, kann durch
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vor-
zunehmen sind.

8. Mit Beginn der Auslegung des Planes treten die Beschränkungen der §§ 9 Abs. 4
und 9a FStrG sowie der §§ 23Abs. 5 und 34 HStrG (Ausbaubeschränkungen, Ver-
änderungssperre) in Kraft.

9. Hinweis zur Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO):
Aufgrund der DSGVO wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen der Öffentlich-
keitsbeteiligung im o. g. Planfeststellungsverfahren die erhobenen Einwendun-
gen bzw. abgegebenen Stellungnahmen einschließlich der darin mitgeteilten
personenbezogenen Daten ausschließlich für das Planfeststellungsverfahren
erhoben, gespeichert und verarbeitet werden. Nähere Informationen zum Da-
tenschutz in Planfeststellungsverfahren finden Sie unter https://rp-darmstadt.
hessen .de / s i t e s / rp -darms tad t .hessen .de / f i le s /2025 -11 / i i i _33 . 1_
betroffeneninformation_nach_art-13_14_ds-gvo.pdf.

Regierungspräsidium Darmstadt
0029-III 33.1-66.a.04.03-00016#2022

Bad Nauheim, den 2. September 2026 Friedberg, den 2. September 2026

Der Magistrat der Stadt Bad Nauheim Der Magistrat der Stadt Friedberg

Klaus Kreß, Bürgermeister Kjetil Dahlhaus, Bürgermeister

Wir machen uns stark für behinderte und benachteiligte Kinder und
Jugendliche im Rhein-Main-Gebiet. Helfen auch Sie mit einer Spende. www.leberecht-stiftung.de
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